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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes und des Ausführungsgesetzes 

Medienstaatsverträge (Drs. 19/2590)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich dem Herrn Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Än-

derung des Bayerischen Mediengesetzes und des Ausführungsgesetzes Medien-

staatsverträge – wie immer bei der Medienpolitik klingt es sperrig, es ist sperrig, es ist 

eine komplexe Materie. Die Materie ist aber unheimlich wichtig, weil es immer um den 

Kernbereich unserer liberalen Staatsordnung geht, nämlich um die Meinungsfreiheit, 

um die Pressefreiheit, um die Medienfreiheit, also um den Kern dessen, was unsere 

liberale Ordnung ausmacht. Wir müssen uns dieses Themas also, auch wenn es sper-

rig und komplex ist, intensiv annehmen.

Was machen wir mit diesem Gesetzentwurf heute? – Wir setzen zum einen den Digital 

Services Act und das Digitale-Dienste-Gesetz landesrechtlich um. Vorher wurden mit 

dem Fünften Medienänderungsstaatsvertrag der Medienstaatsvertrag und der Jugend-

medienschutz-Staatsvertrag der Länder an das europäische Recht und das deutsche 

Bundesrecht angepasst; das kommt heute im Laufe des Tages, wenn wir in Zweiter 

Lesung die Zustimmung zum Fünften Medienänderungsstaatsvertrag erbitten. Das ist 

das eine.

Das Zweite ist die Anpassung der Regionalfensterverpflichtung im Bayerischen Medi-

engesetz. Auch hier geht es um die Umsetzung des Fünften Medienänderungsstaats-

vertrags. Das ist ein ganz wichtiger Aspekt, durch den klargestellt wird, dass die Regi-
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onalfenster, die uns sehr wichtig sind, wie bisher von zwei Sendergruppen 

ausgestrahlt werden.

Außerdem wird ein Gesetzesvorbehalt in Artikel 3 Absatz 2 des Bayerischen Medien-

gesetzes aufgenommen, sodass das Ende der Veranstaltung von Hörfunk über einen 

bislang genutzten technischen Verbreitungsweg künftig durch Gesetz bestimmt wird, 

Stichworte: UKW-Verbreitung und irgendwann in der Zukunft Entscheidung durch das 

Hohe Haus, ob es mit der UKW-Verbreitung weitergeht oder nicht. Das ist ein so wich-

tiges Thema, dass darüber der Gesetzgeber entscheiden muss. – Außerdem verlän-

gern wir die Lokal-TV-Förderung.

Warum machen wir das? – Erstens. Die Anpassung an die neuen EU-Vorgaben zur 

Regulierung von großen Online-Konzernen im Rahmen des Digital Services Act und 

des Digitale-Dienste-Gesetzes ist für eine effektive Rechtsdurchsetzung notwendig. 

Notwendig sind auch redaktionelle Änderungen. Außerdem geht es um die Zuteilung 

von Zuständigkeiten für die BLM. Der entscheidende Punkt ist aber natürlich, gerade 

die Regulierungen des Digital Services Act in Landesrecht umzusetzen, weil es dort 

am Ende des Tages immer um die Fairness im Wettbewerb, um das Level Playing 

Field der unterschiedlichen Anbieter sowie um das Einhegen der großen Online-Kon-

zerne mit ihrer überragenden Marktmacht geht.

Zweitens. Es geht darum, die Regionalfensterverpflichtung anzupassen und damit si-

cherzustellen, dass Sat.1 Bayern eine Zukunft hat. Wie Sie wissen, strahlen bisher die 

Sender der Sendergruppen RTL auf der einen und ProSiebenSat.1 auf der anderen 

Seite, weil sie die beiden reichweitenstärksten Sendergruppen in Deutschland sind, je-

weils ein Regionalfenster aus.

Wir wollen, dass das unabhängig davon, wie sich Spitzen in der Reichweite manchmal 

verändern, auch so bleibt. Aus diesem Grund wurde das – das ist auch Konsens mit 

den anderen Ländern – im Medienänderungsstaatsvertrag verankert. Wir setzen das 

jetzt um. Wir sehen nämlich, dass die Reichweite bei Sat.1 einerseits sinkt, bei VOX 
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andererseits steigt. Wenn wir bei der alten Regelung blieben, müsste am Ende des 

Tages die Sendergruppe RTL beide Regionalfenster übernehmen und ProSiebenSat.1 

hätte keines mehr. Das wäre nicht sinnvoll, zumal der Sendeplatz von Sat.1 Bayern 

über Jahrzehnte eingeführt und für die Regionalität unseres Fernsehangebotes in 

Bayern wichtig ist. Deshalb ist das eine sehr sinnvolle Regelung, die sich bewährt hat. 

Wir schützen damit die Vielfalt des Angebots in Bayern.

Drittens. Der Gesetzesvorbehalt in Artikel 3 überträgt die Entscheidung über das Ende 

der Hörfunkverbreitung mittels UKW dem Parlament. Ich halte das für besonders wich-

tig, denn es ist nicht irgendeine Entscheidung, ob über einen bestimmten technischen 

Weg – in dem Fall UKW – verbreitet wird oder nicht, sondern das ist für die Rundfunk-

freiheit auf der einen und natürlich auch für den Wirtschafts- und Medienstandort auf 

der anderen Seite eine ganz zentrale Entscheidung. Für uns alle ist die Funktion des 

Hörfunks in einer Demokratie besonders wichtig. Der Hörfunk leistet einen Beitrag zur 

souveränen Meinungsbildung der Bürgerinnen und Bürger. Wir unterstützen den Hör-

funk deshalb überall dort, wo es geht.

Die Frage der Verbreitung ist nicht nur eine technische Frage, sondern für den Hör-

funkstandort und für die Hörfunkanbieter ganz wesentlich. Deshalb ist es notwendig, 

die Interessen zu einem vernünftigen Ausgleich zu bringen.

Das ist übrigens auch der Unterschied zwischen den Privaten und dem Bayerischen 

Rundfunk. Die Privaten müssen immer auch sehen, dass es sich wirtschaftlich rech-

net. Da spielt natürlich die Reichweite für die Werbung eine entscheidende Rolle. Man 

kann deshalb, weil dieser Verbreitungsweg noch so extrem wichtig ist, sozusagen 

nicht mittendrin abschalten. Das heißt, wir müssen die Drittanbieter, die privaten An-

bieter, wegen der Rundfunkfreiheit besonders schützen. Nach der Vorstellung des 

Bundesverfassungsgerichts, die hier auch anwendbar ist, muss diese Entscheidung, 

weil es eine wesentliche ist, am Ende das Parlament und sonst niemand treffen.
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Wir werden die Förderung von Lokal-TV verlängern. Wir alle wissen: Die Lokal-TV-An-

gebote in ganz Bayern haben einen echten Mehrwert für das Informationsgefüge. Wir 

sind darauf stolz. Ich würde auch sagen, dass es nirgends ein so ausdifferenziertes 

und vielfältiges Lokal-TV-Angebot wie in Bayern gibt.Deshalb muss das Lokal-TV auch 

angesichts der Konkurrenz der audiovisuellen Angebote im Internet Schritt halten kön-

nen, und deshalb ist die Förderung entsprechend weiterzuentwickeln. Zunächst ein-

mal ist aber grundsätzlich zu entscheiden, dass sie weiter fortgeführt wird. Die ur-

sprüngliche Vorstellung war, sie zunächst um eineinhalb Jahre zu verlängern, um in 

diesem Zeitraum noch eine ganze Reihe von fördertechnischen Fragen – es gibt ja 

auch Kritikpunkte, die der Oberste Rechnungshof geäußert hat, etc. – genauer in den 

Blick zu nehmen.

Auf der anderen Seite sehe ich natürlich auch das Anliegen der Anbieter, die gerne 

über einen längeren Zeitraum Planungssicherheit hätten – in diesem Fall die üblichen 

vier Jahre. Wir haben zunächst einmal eineinhalb Jahre im Gesetzentwurf stehen. Ich 

bin aber sehr offen. Wenn sich im Zuge der Beratungen im Landtag die Meinung 

durchsetzt, es wäre schon besser, den Anbietern gleich vier Jahre einzuräumen, dann 

kann das im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens angepasst werden; denn, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, am Ende geht es ja um die Anbieter. Für diese muss sich 

das Angebot lohnen, die Arbeit lohnen. Ihnen wollen wir selbstverständlich keine Hür-

den in den Weg stellen.

Gleichwohl: Bei aller Staatsferne ist es mir auch schon ein Anliegen, der BLM mit auf 

den Weg zu geben, die Förderverfahren so zu modernisieren und anzupassen, dass 

diese auch funktionieren und den Vorgaben des Obersten Rechnungshofes gerecht 

werden.

Ich glaube, wir sollten da gemeinsam in eine Richtung arbeiten. Das wäre für alle und 

am Ende vor allem für die Anbieter das Beste.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Auch verbinden wir als Staatsregierung mit diesem technischen, sehr sperrigen 

Thema und dem Gesetzentwurf drei Botschaften.

Die erste Botschaft ist: Wir müssen die Änderungen aufgrund des EU- und des Bun-

desrechts vornehmen. Gerade was die Regionalfenster betrifft, handelt es sich aber 

auch um ein klares Bekenntnis zu unserer regionalen Vielfalt.

Als zweite klare Botschaft bekennen wir uns zur Vielfalt der Medienlandschaft. Wir 

schützen sie; wir stärken sie. Wir wollen, dass diese Medienlandschaft aus Krisen 

immer gestärkt hervorgeht, dass es nicht weniger wird, sondern dass es mehr wird.

Die dritte Botschaft ist: Wir stärken damit insgesamt die Demokratie, weil es ja immer 

um den eigenverantwortlichen souveränen Diskurs der Freien und Gleichen in einer li-

beralen Gesellschaft geht. Eine Voraussetzung dafür sind Medien, die uns informie-

ren, die uns kuratieren, die uns auch kommentieren, die aber angesichts der unendli-

chen Fülle von Informationen helfen, argumentativ zu bestehen und sich eine Meinung 

zu bilden. Deshalb ist das immer Arbeit in der Herzkammer der Demokratie. Deshalb 

bitte ich um konstruktive Beratung in den Ausschüssen und am Ende um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich eröffne 

nun die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Re-

dezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. 

– Ich erteile dem Herrn Kollegen Matthias Vogler das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Vogler (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kollegen, liebe Besu-

cher auf der Besuchertribüne! Zu behandeln ist heute ein Gesetzentwurf, der als 

harmlose Anpassung daherkommt, in Wirklichkeit aber eine gefährliche Dynamik in 

Gang setzt. Als Medienrat der AfD-Fraktion ist mir das Anliegen der Pressefreiheit ein 

Protokollauszug
24. Plenum, 03.07.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 5

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5081
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5371


hohes Gut. Lassen Sie mich deshalb die Kritik an dem Entwurf an drei Punkten fest-

machen.

Erstens. Der Gesetzentwurf sieht Änderungen im Ausführungsgesetz der Medien-

staatsverträge vor. Es gibt jedoch Unklarheiten hinsichtlich der Zuständigkeit und der 

Aufsichtsmaßnahmen, insbesondere im Bereich der Impressumsvorschriften und nach 

§ 5 Digitale-Dienste-Gesetz, DDG. Die BLM, die Bayerische Landeszentrale für neue 

Medien, hatte dazu auch umfangreich Stellung bezogen. Die unklaren Zuständigkeiten 

könnten zu einem Durchsetzungsdefizit führen und somit nichts anderes als eine Ein-

ladung ins Chaos sein.

Der nächste Punkt ist die wirtschaftliche Tragfähigkeit und Vielfalt der Marktteilnehmer. 

Der richtige Zeitpunkt für die digitale Transformation unterscheidet sich von Anbieter 

zu Anbieter. Eine pauschale gesetzliche Regelung, so wie sie der Gesetzentwurf vor-

sieht, könnte dazu führen, dass Anbieter gezwungen werden, lange an der UKW-Ver-

breitung festzuhalten, was zu erheblichen Vielfaltseinbußen gerade im ländlichen 

Raum führen würde.

Zudem obliegt es verfassungsrechtlich einzig der BLM, die wirtschaftliche Tragfähig-

keit der bayerischen Hörfunklandschaft sicherzustellen. Aktuelle wirtschaftliche Schlie-

ßungen und Insolvenzen von Anbietern belegen, dass die Gefahren für die wirtschaftli-

che Tragfähigkeit im Hinblick auf die mediale Vielfalt bereits heute real sind. Auch – so 

die BLM – wurde die Förderung der lokalen und regionalen TV-Angebote nur noch für 

zwei statt wie bisher immer für vier Jahre vorgesehen. Der Medienrat wurde dazu 

auch noch nicht angehört. Die Auswirkungen auf die regionalen Anbieter befinden sich 

noch in der Erörterung – so der Medienrat. Das zeigt einmal mehr, wie wenig die 

Staatsregierung von einer transparenten und kooperativen Gesetzgebung hält.

Nun kommen wir zum eigentlichen Kern des Problems. Dieser Gesetzentwurf ist als 

Wegbereiter für das Digitale-Dienste-Gesetz, das wir heute später unter Tagesord-

nungspunkt 9 noch behandeln werden und das die Umsetzung des Digital Services 

Protokollauszug
24. Plenum, 03.07.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 6



Act in der EU beinhaltet, anzusehen. Der DSA könnte durch § 3 Absatz 5 DDG bei An-

bietern digitaler Dienste, die in anderen Mitgliedstaaten niedergelassen sind, mit Maß-

nahmen auf Grundlage des deutschen Rechts Einschränkungen vornehmen, sofern 

dies dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dient. Aber was bedeutet 

das konkret? – Das bedeutet, dass Inhalte, die vermeintlich nicht politisch korrekt sind, 

mühelos zensiert werden können. Nur die Justiz aber entscheidet über die Bewertung 

von Kommentaren, keine privatwirtschaftlichen Unternehmen.

(Beifall bei der AfD)

Ich habe dazu ein gutes Beispiel aus TikTok. Ich hatte letztens etwas kommentiert und 

geschrieben: Frag doch mal die ganzen Homos im links-rot-grünen Berlin, warum die 

ins blaue Brandenburg ziehen. Dieser Beitrag wurde sofort gesperrt, weil das angeb-

lich ein Hasskommentar wäre, wobei ich nicht weiß, was an dem Wort Homos, das die 

Kurzfassung für Homosexuelle ist, auszusetzen ist. Aber so sieht es aus. Der Algorith-

mus funktioniert; es wird einfach alles gelöscht, gesperrt und gar nicht mehr darüber 

debattiert.

(Florian von Brunn (SPD): Ich finde "Homos" auf jeden Fall sympathischer als 

Nazis!)

Was bedeutet das konkret? – Dies öffnet Tür und Tor für eine umfassende Zensur und 

für eine systematische Einschränkung der Meinungsfreiheit. Was hier als Schutz der 

öffentlichen Sicherheit verkauft wird, ist in Wahrheit ein direkter Angriff auf die Presse-

freiheit und auf die Meinungsfreiheit.

(Beifall bei der AfD)

Lassen Sie uns daher gemeinsam für eine neutrale und faktenbasierte Medienland-

schaft eintreten, die den Bürgern dient, nicht den Bürokraten und Funktionären. Wir 

brauchen nicht mehr Regulatorik und Zensur, sondern unabhängige Anbieter, welche 

über unseren schönen Freistaat Bayern berichten.
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(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist Herr Kollege Benjamin Mis-

kowitsch.

Benjamin Miskowitsch (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, Herr Ministerpräsi-

dent, Herr Staatsminister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei meinem Vorredner war 

ich jetzt tatsächlich etwas verwundert. Ich war immer der Meinung, Sie hätten nur vor 

den Öffentlich-Rechtlichen Angst. Jetzt werden auch schon die Privaten als Feindbild 

aufgezeigt. Das irritiert mich. Ich glaube aber, wir können froh sein, dass diese immer 

noch Nachrichten machen und nicht Radio Russia, die einseitig aus einer anderen 

Richtung berichten.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Ich darf seit dieser Legislatur Medienrat bei der BLM sein, und ich muss sagen: Das ist 

eine sehr anspruchsvolle Tätigkeit, die aber gerade bei den privaten Anbietern auch 

recht viel Freude bereitet, weil man einen Einblick in die vielfältige Medienlandschaft 

bei uns bekommt.

Ich möchte mich vorab bei allen Anbietern, bei den Lokalradiosendern und Lokalfern-

sehsendern sehr herzlich bedanken. Die Nachrichten um den Kirchturm herum, die mit 

viel Aufwand gesendet werden, sind ein echt guter Beitrag zu unserer Demokratie und 

durchaus wichtig. Deswegen müssen wir sie auch stärken und fördern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Mit dem Gesetzentwurf werden mehrere aktuelle medienpolitische Themen und Anlie-

gen adressiert. Herr Staatsminister, Sie haben es bereits ausgeführt: Es geht um das 

Bayerische Mediengesetz und um das Ausführungsgesetz zu den Medienstaatsverträ-

gen. Diese enthalten die redaktionellen Anpassungen, die aufgrund des Digital Ser-

vices Act und des Digitale-Dienste-Gesetzes nötig sind.
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Ich möchte noch zwei, drei Sachen im Einzelnen ansprechen. Im Bayerischen Medien-

gesetz wird die sogenannte Regionalfensterregelung so umgesetzt, wie sie aktuell 

durch den Fünften Medienstaatsvertrag modifiziert worden ist.Das heißt, bislang ver-

pflichtete der Medienstaatsvertrag die zwei reichweitenstärksten Sender RTL und Pro-

SiebenSat.1 zur Finanzierung und Ausstrahlung sogenannter Regionalfensterpro-

gramme. Diese beiden Sendergruppen verbreiten seit Jahrzehnten auf ihrem jeweils 

größten Kanal täglich ein halbstündiges Regionalfenster für Bayern. Durch die sinken-

de Reichweite von Sat.1 war das etwas gefährdet und hätte dazu geführt, dass VOX 

bzw. die Sendergruppe RTL einsteigt und dann beides bei denen angesiedelt worden 

wäre. Das würde unserer Vorstellung von Vielfalt widersprechen. Deswegen mussten 

hier Anpassungen vorgenommen werden.

Vor dem Hintergrund der Diskussion über eine UKW-Abschaltung, die tatsächlich bei 

den Anbietern sehr viel Unruhe gebracht hat, wird jetzt ein Gesetzesvorbehalt für die 

Entscheidung über das Ende der Nutzung von Frequenzen für die Hörfunkverbreitung 

eingeführt. Denn angesichts des Auslaufens der UKW-Frequenzzuweisungen im 

Jahr 2025 wird schon länger kontrovers über die Zukunft der Hörfunkverbreitung in 

Bayern diskutiert.

Aufgrund eines immer noch hohen Anteils von UKW-Nutzung sieht ein erheblicher Teil 

der Anbieter in der Abschaltung jedoch Risiken für die künftigen Reichweiten und auch 

für die damit verbundenen Werbeeinnahmen. Deswegen schreiben wir das jetzt in 

dem Bereich so fest.

Etwas, was mir tatsächlich beim Durchlesen aufgefallen und mittlerweile auch etwas 

im Magen gelegen ist, hat der Herr Staatsminister bereits angesprochen; und zwar ist 

das die Rechtsgrundlage für die Förderung der lokalen und regionalen Fernsehange-

bote. Da schaue ich jetzt tatsächlich auch in Richtung Opposition. Wir sind hier der 

Haushaltsgesetzgeber. Wir würden dazu einen Änderungsantrag einbringen und diese 

vier Jahre wieder festschreiben, um da eine Planungssicherheit für die Anbieter zu 

geben. Die Diskussion dazu würde ich aber in den Ausschuss vertagen. Aber ich 
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denke – um den Staatsminister zu zitieren, auf einem der letzten lokalen Rundfunkta-

ge –: Make it simple und don’t forget the Anbieter. – In dem Sinne sollten wir hier auf 

jeden Fall eine Regelung treffen.

Mein Fazit: In keinem anderen Bundesland existiert eine vergleichbar vielfältige lokale 

Rundfunklandschaft, was auch in Zukunft so bleiben soll. Aber aufgrund der Kosten-

struktur und der begrenzten regionalen Werbemärkte ist eine solche Rundfunkland-

schaft ohne staatliche Förderung nicht möglich. Die Fortführung der Rechtsgrundlage 

für die staatliche Förderung ist deshalb notwendig und sinnvoll.

Ich bitte im späteren Verlauf um Zustimmung und freue mich auf den Austausch im 

Ausschuss.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie bitte am Rednerpult, Herr Kollege. – 

Es liegt eine Meldung zur Zwischenbemerkung des Kollegen Matthias Vogler vor.

Matthias Vogler (AfD): Herr Vizepräsident, vielen Dank für das Wort. – Herr Kollege 

von der CSU, ich muss das noch mal klarstellen. Am Anfang haben Sie nämlich etwas 

Verkehrtes gesagt: Wir sind mitnichten gegen die lokalen privaten Radio- und Rund-

funksender, weil die im Vergleich zu anderen, wenn ich mal das Plenum TV und die 

Berichterstattung nehme, wesentlich ausgewogener sind als dieses öffentlich-rechtli-

che, angeblich staatsferne Medium ARD und ZDF.

(Florian von Brunn (SPD): Das ist kein Staatsmedium!)

Deswegen finden wir das gut, dass die da wirklich noch mitmachen.

Sie sollten beim nächsten Mal vielleicht genau zuhören, dass wir eben das nicht kriti-

siert haben, sondern die Einschränkung der Meinungsfreiheit, die Zensur, die da kom-

men kann und der durch das Digitale-Dienste-Gesetz Tür und Tor geöffnet wird. Viel-
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leicht nehmen Sie das beim nächsten Mal genau und verdrehen nicht alles nach Ihrem 

Gusto, weil ich das nämlich nicht gesagt habe.

Benjamin Miskowitsch (CSU): Gut.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der FREIEN WÄHLER)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Sanne Kurz.

Sanne Kurz (GRÜNE): Sehr verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Ich finde 

es schon sehr interessant, dass hier auf Zensur, auf angebliche Zensur, hingewiesen 

wird. Ich glaube, sehr geehrter Redner von der AfD – – Jetzt unterhält er sich und 

kann gar nicht zuhören. Aber es ist ja auch wurscht.

Jedenfalls für diejenigen, die hier zuhören und die hier mitmachen: Es ist einfach 

keine Zensur, wenn es eine Institution gibt, die schaut, wo Lügen und wo Wahrheiten 

verbreitet werden, wo Gesetze gebrochen werden und wo nicht. Eine solche Institution 

haben wir übrigens auch in Deutschland schon lange und übrigens auch bei den Pri-

vaten: Dafür gibt es einen Medienrat, und der Medienrat kümmert sich schon lange 

darum, ohne dass es da Zensur gäbe. – So viel vielleicht nur noch zur Frage vorab.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)

Zu unserem eigentlichen heutigen Thema. Wir sind heute ja für die Erste Lesung 

eines wichtigen Gesetzes hier. Ich finde, dass der Gesetzentwurf ein bisschen mit hei-

ßer Nadel gestrickt wurde. Man merkt jetzt, dass offenbar auch die CSU-Fraktion die 

Verbändeanhörung bzw. die Stellungnahmen nicht rechtzeitig bekommen hat, in 

denen es um die 18 Monate oder die vier Jahre geht.

Es freut mich sehr, dass da beim Durchlesen noch mal eine Überlegung gekommen 

ist: Hoppla, was passiert denn da? – Aktuell werden jetzt die neuen Satellitenverbrei-

tungen verhandelt. Die sind normalerweise immer für vier Jahre. Jeder, der schon mal 
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ein Unternehmen geführt hat oder einen Betrieb hatte, weiß: Eineinhalb Jahre, das ist 

einfach genau das Gegenteil von Planungssicherheit. Wenn dieses Gesetz hier 

Rechtssicherheit und Planungssicherheit schaffen soll, dann wäre es auch sehr gut, 

wenn wir das jetzt im laufenden Verfahren, in der Diskussion miteinander, gut hinbe-

kommen, damit am Schluss auch Rechtssicherheit und Planungssicherheit auf dem 

Papier stehen.

Insofern vielen Dank, Herr Staatsminister und auch Herr Kollege Miskowitsch, dass da 

eine Bereitschaft zum Dialog signalisiert wurde.

Die zwei Probleme, auf die ich hauptsächlich eingehen werde – denn über die ande-

ren Sachen reden wir heute Abend in der Zweiten Lesung ja noch einmal, über das 

Digitale-Dienste-Gesetz und die Veränderungen, die dann hier notwendig sind –, sind 

vor allem die Frage des Verbreitungsweges – Stichwort UKW – und die Frage der Fi-

nanzierung.

Über die Finanzierung habe ich gerade schon gesprochen. Bei den Verbreitungswe-

gen ist es mir ein großes Anliegen, festzuhalten, dass wir GRÜNE es für keine gute 

Idee halten, das gesetzlich festzulegen. Wir hatten wirklich einen tollen Dialog im Me-

dienrat; dafür gibt es das Gremium. Der Medienrat tagt öffentlich. Im Medienrat sitzt 

auch die Zivilgesellschaft; nur ein Drittel ist aus der Politik, und zwei Drittel sind Men-

schen aus dem Land, aus ganz Bayern. Das heißt, dort sind sowohl Hörerinnen und 

Hörer repräsentiert als auch verschiedene Anbieter, deren Anliegen gehört werden. Es 

ist wichtig, dass man die Anbieter hört, und es ist auch wichtig, dass man das gut hin-

bekommt.

Ich fand die 5+3+2-Regelung, die der Medienrat beschlossen hat, eine gute Lösung. 

Sie hat Flexibilität gebracht und gleichzeitig nichts ausgeschlossen. Ich halte es für 

keinen guten Meilenstein für Demokratie, wenn man das jetzt an den Staat zieht. Man 

weiß in einem Staat ja nie, wer regiert. Es gibt Wahlen, und dann regieren auch mal 

andere. Denn je mehr man an den Staat zieht, je mehr am Staat liegt, desto mehr ent-
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fernt man sich eigentlich von der Staatsferne. Der Medienrat sorgt für diese Staatsfer-

ne, und wir würden uns sehr freuen, wenn es bei dieser Staatsferne auch bliebe.

Ganz kurz: Was kann der Staat machen? – Ich bin der Meinung, wir können den Über-

gang von einer alten Technologie, die sehr energieintensiv ist und Vielfalt auch verhin-

dert, unterstützen. Wir haben viel von Vielfalt gehört und überall, wo DAB+ eingeführt 

wurde – Stichwort Norwegen –, ist die Medienvielfalt danach gestiegen. Ich würde 

mich freuen, wenn man mit Information und Hilfestellung den Bürgerinnen und Bür-

gern, die das nicht alleine schaffen, den Weg der Transformation ebnet und sie bei 

dem Wandel unterstützt.

Fragt beispielweise mal meinen Papa, wie er Radio hört. Dann sagt er: Na, am Radio 

halt. Wenn ich ihn frage, ob er DAB+ empfangen kann, sagt er: Keine Ahnung. Ich 

habe so ein Radio mit einer Antenne dran. Wenn ich dann auf das Kasterl gucke, steht 

natürlich DAB+ darauf. Er hört natürlich DAB+, er weiß es aber gar nicht. Er weiß auch 

nicht, dass er mit einer DAB-Box an seinem alten Radio hätte empfangen können. Mo-

bilgeräte können empfangen, Rechner, digitale TV-Empfänger können Radio empfan-

gen.

In Norwegen hat tatsächlich auch eine Umstellung der Funkanalysen, der Medienanal-

ysen – mit einer Verbreiterung des Panels, mit einer Verdoppelung des Panels, so-

dass man auch auf die kleinen, regionalen, lokalen, vielfältigen Anbieter besser einge-

hen kann – gezeigt, dass eher mehr Radio gehört wird, wenn man es gut begleitet, 

dass die Hörzeiten zunehmen und auch die Vielfalt der Anbietenden zunimmt.

Das wünschen wir uns alle. Deshalb wünsche ich uns einen sehr guten gemeinsamen 

Prozess, bei dem wir vielleicht dieses Gesetz gemeinsam noch gut zukunftsfähig auf-

stellen können.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf die Redezeit, Frau Kollegin.
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Sanne Kurz (GRÜNE): Ich bedanke mich schon heute ganz herzlich für die Debatte 

und freue mich auf das Verfahren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Bleiben Sie bitte am Rednerpult. 

Es gibt eine Zwischenbemerkung des Kollegen Bernhard Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Frau Kollegin Kurz, ganz kurz und harmlos: Ers-

tens. Ich begrüße es sehr, dass die GRÜNEN inzwischen so ein positives Verhältnis 

zum Bayerischen Rundfunk haben. Ich möchte aber schon daran erinnern, dass es 

Zeiten gab, in denen ihr den Bayerischen Rundfunk bestenfalls noch als "Schwarz-

funk" verspottet habt, um nichts Schlimmeres zu sagen.

Der zweite Punkt ist, da bitte ich tatsächlich ebenfalls um eine geistige Umkehr: Es 

wäre schön, wenn den lobenden Worten über privaten Rundfunk und über privates 

Fernsehen insofern Taten folgen würden, als Sie dann gemeinsam mit uns auch für 

die finanzielle Unterstützung einstehen könnten.

Sanne Kurz (GRÜNE): Lieber Herr Kollege Pohl, wir stehen nicht nur hinter dem 

Bayerischen Rundfunk als unabhängigem Rundfunk, so er es denn ist; denn wir hat-

ten einmal Intendanten, die nicht nur CSU-Mitglieder waren – das sei ihnen unbenom-

men –, sondern die von Regierungssprecher-Posten direkt in die Intendanz gewandert 

sind. Das ist natürlich fraglich.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Gute Leute!)

Wir hatten auch Vorfälle, bei denen der BR, als hier in Bayern ein Volksbegehren statt-

gefunden hat, zum Thema Müllverbrennungsanlagen eins zu eins den Film vom Lob-

byverband aus Hessen als Dokumentarfilm mit einem anderen Abspann dran gesen-

det hat. Dafür braucht es Kontrollgremien. Diese sind auch im 

Gesetzgebungsverfahren gestärkt worden.
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Eine weitere Frage, die vielleicht die Regierungsfraktionen noch klären könnten: Der 

Minister hat vorhin eingebracht, das Bundesverfassungsgericht habe gesagt, dass 

man die Parlamente einbeziehen müsse, dass also durch die Vergabe von Verbrei-

tungswegen durch Parlamente Staatsferne garantiert wäre. Ich habe es mitgeschrie-

ben und kann meine eigene Schrift fast nicht mehr lesen. Aber ich werde mir das im 

Protokoll noch mal ganz genau anschauen. Dass eine staatliche Vergabe von Verbrei-

tungswegen Staatsferne sichert, –

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Sanne Kurz (GRÜNE): – das macht in meinem Kopf keinen Sinn. Vielleicht finden wir 

den Sinn noch heraus.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Sanne Kurz (GRÜNE): Vielleicht finden wir auch noch heraus, wann das Bundesver-

fassungsgericht das gesagt hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist der Kollege Rainer Ludwig.

Rainer Ludwig (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen 

und Kollegen! Zum 1. Oktober 2024 soll der Fünfte Medienänderungsstaatsvertrag in 

Kraft treten. Die Länder haben damit zahlreiche Veränderungen für die deutsche Medi-

enlandschaft vorangebracht. Infolgedessen werden natürlich auch im bayerischen Me-

dienrecht inhaltliche und redaktionelle Anpassungen notwendig. Herr Staatsminister, 

Sie haben das ausführlich ausgeführt.

Wesentlicher Bestandteil ist allen voran die Modifikation der Regionalfensterverpflich-

tung. Ich weiß aus eigener Erfahrung in Oberfranken, welche herausragende Bedeu-

tung der Lokaljournalismus als Rückgrat für eine pluralistische und vielfältige Mei-

nungsbildung hat. Die Stationen greifen lokale Themen auf, die den Menschen direkt 
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in ihrer Heimat verlässlich, authentisch und bürgernah begegnen sowie wirtschaftlich, 

politisch, kulturell und sozial Akzente setzen. Unter anderem deshalb verpflichtet der 

Medienstaatsvertrag die beiden reichweitenstärksten Sender – bisher sind das Sat.1 

und RTL – dazu, Regionalfenster zur Verfügung zu stellen. Um dies auch künftig zu 

gewährleisten, wird der Freistaat diese Verpflichtung nun im Bayerischen Medienge-

setz landesrechtlich in Artikel 3 Absatz 3 präzisieren.

Um die Unterstützung von Lokal-TV darüber hinaus auch weiter kontinuierlich zu ge-

währleisten, soll die Rechtsgrundlage für die Förderung nach Artikel 23 des Medienge-

setzes unverändert um weitere vier Jahre fortgesetzt werden. Das begrüßen wir aus-

drücklich. Im Haushalt stehen außerdem insgesamt 15,5 Millionen Euro pro Jahr zur 

Verfügung, 2 Millionen davon auf Initiative der Regierungsfraktionen. Das ist ein klares 

Bekenntnis zu unseren lokalen Fernsehsendern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

All diese Maßnahmen sollen die Vielfalt der Medien auch künftig gewährleisten, die 

Stellung des regionalen und lokalen Journalismus weiter stärken und sicherstellen, 

damit er seine wichtige – und das betone ich ausdrücklich – demokratische Funktion 

für die Gesellschaft effektiv erfüllen kann.

Des Weiteren werden wichtige fachliche Anpassungen unseres Medienrechts auch im 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vorgenommen. Sie umfassen die Vorgaben über 

digitale Dienste der EU, den Digital Services Act sowie das Digitale-Dienste-Gesetz 

des Bundes. Das EU-Gesetz verpflichtet soziale Netzwerke zu einem verantwortungs-

vollen Umgang mit von ihnen verbreiteten Inhalten, um künftig Fake News effektiver 

zu überwachen und damit auch irreführende Informationen und Hassreden im Netz zu 

minimieren. Das kann man nur mit Nachdruck unterstreichen.

Auf Bundesebene hat man bereits reagiert und das Digitale-Dienste-Gesetz dem DSA 

angepasst. Die Bundesnetzagentur ist darin als Koordinator für Digitale Dienste be-

nannt. Zudem können auch die Länder eine zuständige Behörde für Maßnahmen nach 
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dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag festlegen. In Bayern ist das die Landeszent-

rale für neue Medien.

Ich komme zu einem letzten, aber sehr wesentlichen und wichtigen Punkt: Der vielfälti-

ge Medienstandort Bayern bietet täglich Millionen Menschen aktuelle Informationen 

und Unterhaltung. Er ist somit unverzichtbarer Bestandteil unseres täglichen Lebens. 

Unsere privaten Sender stehen aber unter erheblichem Druck; denn ein dynamisch 

zunehmender Wettbewerb, neue Audioangebote, ein verändertes Nutzerverhalten, 

steigende Kosten, all das beeinflusst die Rahmenbedingungen wirtschaftlich und wett-

bewerbsmäßig negativ. In den vergangenen Monaten gab es daher oft heftige und 

kontroverse Diskussionen über die Zukunft der Radiosender, insbesondere über die in 

2025 auslaufenden UKW-Zuweisungen. Diese Debatten haben unter den privaten 

Hörfunkanbietern zu erheblichen Unsicherheiten geführt. Viele Sender sind über die 

Zukunft ihrer Verbreitungswege zu Recht besorgt. Aber gerade davon hängen die 

Reichweiten und die potenziellen Werbeeinnahmen ab.

In meiner Funktion als Medienrat der BLM ist es deshalb für mich essenziell, den An-

bietern Planungs- und Investitionssicherheit zu bieten, um den Transformationspro-

zess auch wirtschaftlich tragfähig zu gewährleisten. Mit ihrer Audiostrategie hat die 

BLM inzwischen eine – wie ich meine – flexible Strategie und für die weitere Verbrei-

tung von Hörfunkangeboten über UKW oder DAB+ bis 2035 den richtigen Weg vorge-

zeichnet. Grundlage bildet ein fundiertes und marktorientiertes Anreizkonzept zur Digi-

talisierung des Hörfunks. Darum haben wir wahrlich intensiv gerungen. Dieser 

langfristige Horizont stellt meines Erachtens eine vernünftige Balance und eine klare 

Richtungsentscheidung dar. Letztere wird durch den neuen Artikel 27 Absatz 1 gesetz-

lich flankiert. Auch ist in Artikel 3 Absatz 2 klar geregelt, dass die Streichung bislang 

genutzter technischer Verbreitungswege im Hörfunk nun gesetzlich bestimmt wird.

Sie sehen, die neuen Regelungen ermöglichen summa summarum den gezielten 

Wandel hin zu einer modernen, digitalisierten und zukunftssicheren Medienlandschaft. 

Wir garantieren damit auch künftig eine breite Akzeptanz in der Bevölkerung. Unsere 
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unabhängigen und systemrelevanten Medien bleiben damit ein wichtiger Garant für 

Meinungsvielfalt und Meinungspluralismus. Somit haben sie auch eine zentrale Be-

deutung für unsere Gesellschaft. Sie sind ein Anker für unsere Demokratie.

Ich danke Ihnen sehr herzlich. Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Als nächste Rednerin rufe ich Frau 

Kollegin Martina Fehlner auf.

Martina Fehlner (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

vorliegenden Gesetzentwurf der Staatsregierung geht es um die Änderung des Baye-

rischen Mediengesetzes und des Ausführungsgesetzes Medienstaatsverträge. Inhalt-

lich befasst sich der Entwurf mit verschiedenen Regelungsbereichen und Anpassun-

gen. Auf der Tagesordnung im Plenum steht heute auch die Zweite Lesung des 

Fünften Medienänderungsstaatsvertrags. Hier werden wir später noch auf die Anpas-

sungen und Änderungen näher eingehen.

Ich möchte daher jetzt nur einige für uns wesentliche Punkte kurz erläutern und zu-

sammenfassen: Die Novellierung des Medienänderungsstaatsvertrags befasst sich 

auch mit der Regionalfensterverpflichtung nach Maßgabe des jeweiligen Landes-

rechts. Geregelt ist dies in Artikel 59. Diese Verpflichtung wird jetzt konkretisiert und im 

Bayerischen Mediengesetz entsprechend festgeschrieben.In Bayern betrifft dies die 

beiden Medienkonzerne ProSiebenSat.1 und RTL mit ihren Vollprogrammen. Damit 

wird sichergestellt, dass sie auch in Zukunft verpflichtend in ihren Regionalfenstern ak-

tuelle politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Themen senden. Das ist ein 

wichtiger Baustein für die journalistische Vielfalt im Freistaat.

(Beifall bei der SPD)

Das ist wichtig und richtig. Wir begrüßen das auch ausdrücklich. Studien zeigen: Wo 

es keine lokalen Medien gibt, verstärken sich radikale Tendenzen. Lokale Inhalte sind 
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nah an der Lebenswirklichkeit der Menschen. Die Zahlen der aktuellen Funkanalyse 

sprechen für sich. Die rund 80 bayerischen Lokalradios erreichen täglich fast ein Vier-

tel der Bevölkerung im Freistaat. Auch die lokalen und regionalen privaten TV-Sender 

erreichen an einem durchschnittlichen Wochentag rund 746.000 Menschen. Unver-

ständlich und inakzeptabel ist es daher, dass im Gesetzentwurf die Förderung der re-

gionalen und lokalen Fernsehangebote nach Artikel 23 nur bis zum Juni 2026 festge-

schrieben wird und nicht wie bisher vier Jahre. Da aktuell die Satellitenverbreitung 

ansteht, brauchen die Anbieter Planungs- und Investitionssicherheit, um die wirtschaft-

liche Tragfähigkeit zu sichern. Herr Staatsminister, wir begrüßen, dass nachjustiert 

werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Sehr wichtig ist uns aber aus dies: Im vergangenen Jahr hat der Medienrat der BLM 

die Audiostrategie 2025 für den privaten Hörfunk nach zum Teil langen kontroversen 

und intensiven Beratungen mit der gebotenen Staatsferne und mit einem tragfähigen 

Kompromiss mit breiter Mehrheit beschlossen und verabschiedet. Damit zeigt die 

Bayerische Landeszentrale den Weg für die weitere UKW-Verbreitung bis zum 

Jahr 2035 auf. Deshalb verwundert es doch jetzt sehr, dass die Staatsregierung in 

ihrem Entwurf des Bayerischen Mediengesetzes den UKW-Ausstieg gesetzlich be-

stimmt mit der Begründung der Planungs- und Investitionssicherheit für die privaten 

Hörfunkanbieter. Das sehen wir kritisch, zumal die Gesetzesänderung nicht den Baye-

rischen Rundfunk betrifft und damit einseitig der private Rundfunk in öffentlicher Trä-

gerschaft durch die Landeszentrale beschränkt wird. Es geht um faire Wettbewerbsbe-

dingungen. Unverständlich sind darüber hinaus die Eile und die Dringlichkeit des 

Gesetzentwurfs, da die UKW-Verbreitung bis zum Jahr 2035 gesichert ist.

Für uns bleiben somit zahlreiche relevante Punkte ungeklärt, aber vor allem die Frage: 

Ist der Gesetzentwurf verfassungskonform, oder greift er möglicherweise in das Gebot 

der Staatsferne und in die Rundfunkfreiheit ein? Deshalb freuen wir uns jetzt auf die 

weiteren Beratungen in den Ausschüssen. Darüber werden wir intensiv und sicherlich 
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auch kontrovers diskutieren. Wir sind gespannt. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit ist Ausspra-

che geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Wirtschaft, 

Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung als federführendem Aus-

schuss zu überweisen. Erhebt sich Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das 

so beschlossen.
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